§ 105. Eine offene Gesellschaft ist eine unter eigener Firma geführte Gesellschaft, bei der die Gesellschafter gesamthandschaftlich verbunden sind und bei keinem der Gesellschafter die Haftung gegenüber den Gesellschaftsgläubigern beschränkt ist. Die offene Gesellschaft ist rechtsfähig. Sie kann jeden erlaubten Zweck einschließlich freiberuflicher und land- und forstwirtschaftlicher Tätigkeit haben. Ihr gehören mindestens zwei Gesellschafter an.
Die Offene Handelsgesellschaft dient nach geltendem Recht ausschließlich dem Betrieb eines Vollhandelsgewerbes, die Tätigkeit von Minderkaufleuten wie auch jede Erwerbstätigkeit außerhalb eines Handelsgewerbes hat dagegen, sofern sie in Gestalt von rechtsfähigen Personengesellschaften betrieben werden soll, in der Form der Eingetragenen Erwerbsgesellschaft zu erfolgen. 

Der weite Grundtatbestand des UGB ermöglicht und verlangt eine Neuorientierung der Personengesellschaften.

Personengesellschaften sind künftig zweckoffen ausgestaltet und stehen für jede erlaubte Tätigkeit zur Verfügung. Anknüpfend an den unternehmensbezogenen Grundtatbestand kann damit jede mitunternehmerische Tätigkeit unabhängig von ihrer Größe in dieser Gesellschaftsform betrieben werden. 

Die Personengesellschaft kann daher für alle erlaubten Zwecke, insbesondere für gewerbliche, berufliche, sonstige wirtschaftliche, bloß vermögensverwaltende oder auch für ideelle Zwecke gegründet werden, was somit zum Gleichklang mit den Kapitalgesellschaften führt. Zusammenschlussrechtliche Sondervorschriften (zB für Kreditinstitute, politische Parteien etc) bleiben aber vorrangig.

Da an keine handelsgewerbliche Tätigkeit mehr angeknüpft werden muss, heißt sie künftig schlicht „offene Gesellschaft“ (der neue Rechtsformzusatz daher „OG“). Am Namen der Kommanditgesellschaft muss sich dagegen nichts ändern. Beide Gesellschaftsformen laufen damit in Zukunft unter dem Überbegriff „eingetragene Personengesellschaft“.
Soweit die OG nichtunternehmerisch tätig ist, ergeben sich zwingend Einschränkungen im Anwendungsbereich des Unternehmensgesetzbuches (das ja nicht umsonst so heißt …).

Das 2. Buch wird jedenfalls in organisationsrechtlicher Hinsicht zur Anwendung kommen müssen, sodass nur jene Bestimmungen des 2. Buches, die per se auf unternehmerisches Handeln abstellen, nicht zur Anwendung kommen werden.

Aber auch Teile des 1. Buches werden anzuwenden sein, so die Bestimmungen über das Firmenbuch und das Firmarecht; andererseits nicht anzuwenden sind die Regelungen über den Unternehmensübergang (§§ 38 f), über die Prokura und Handlungsvollmacht (§§ 48 f) und über Geschäftspapiere und Bestellscheine (§ 14).

